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Kreis Lippe 
 
88 3. Satzung zur Änderung der Satzung des Ab-

fallwirtschaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 
 
„Die 3. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 21.02.2011 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden.  
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
Fachgebiet 4.3 
Im Auftrag 
 
 
Lockstedt 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 

 
89 Fortsetzung der Förderung von Grundwasser 

aus der Quelle Schweibusch, dem Tiefbrunnen 
Schwalenberg und dem Brunnen Glockenpohl 
in der Stadt Schieder-Schwalenberg; hier: 
Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeits-
prüfung 

 
Einzelfalluntersuchung gem. § 3c des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25.06.2005 (BGBl. I S. 
1757, 2797) in geltender Fassung. 
 
Der Bürgermeister der Stadt Schieder – Schwalenberg hat 
hier die wasserrechtliche Bewilligung für die Fortsetzung 
der Förderung von Grundwasser aus der Quelle Schwei-
busch in der Gemarkung Schieder, Flur 2, Flurstück 62, in 
einer Menge bis zu 250.000 cbm/a, dem Tiefbrunnen 
Schwalenberg in der Gemarkung Schwalenberg, Flur 1, 
Flurstück 202, in einer Menge bis zu 100.000 cbm/a und 
aus dem Brunnen Glockenpohl in der Gemarkung Schie-
der, Flur 5, Flurstück 113, in einer Menge bis zu 250.000, 
zusammen mit der Quelle Schwalenberg aber nicht mehr 
als 620.000 cbm/a. 
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Gem. § 3c Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25.06.2005 (BGBl. I S. 1757, 2797) in 
geltender Fassung ist dann eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchzuführen, wenn das Vorhaben nach Einschät-
zung der zuständigen Behörde (hier: Kreis Lippe) aufgrund 
überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in der 
Anlage 2 zum UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 
12 UVPG zu berücksichtigen wären.  
 
Nach Prüfung der nach UVPG erstellten Unterlagen für 
dieses Vorhaben wurde unter Berücksichtigung der Krite-
rien des Anhangs 2 entschieden, dass die Durchführung 
einer  Umweltverträglichkeitsprüfung nicht notwendig ist, da 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht zu erwar-
ten sind.  
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3 a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekannt gemacht. 
 
Detmold, den 28.02.2011 
 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
Fachbereich Umwelt 
4.3-66 38 20-15/9 
Im Auftrag 
gez. Beckmeier 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
 
 
 

Stadt Barntrup 
 
90 Hinweis auf die Änderung der Satzung des Ab-

fallwirtschaftsverbandes Lippe 
 
Die 3. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 21.02.2011 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Barntrup, den 17.03.2010 
 
Stadt Barntrup   
Der Bürgermeister 
 
 
Dahle 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Stadt Blomberg 
 
91 11. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/12 

„Im Felde Ohlentrup“ im Bereich Westerholz 
der Stadt Blomberg, hier: Aufstellungs-/ Ände-
rungsbeschluss und Beschluss zur frühzeiti-
gen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 20. Januar 2011 
auf Grund der §§ 2 ff des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
derzeit geltenden Fassung die 11. Änderung des Bebau-
ungsplanes 01/12 beschlossen. 
 
Ziel der Bebauungsplanänderung ist eine Gewerbeflächen-
erweiterung südlich der Straße "Westerholz". 
 
Der Änderungsbereich betrifft die Flurstücke 79, 640, 641 
(tlw.), 679, 680, 787 bis 789, 799 bis 805 (tlw.), 888, 889 
und 890 (tlw.) in der Flur 13 der Gemarkung Blomberg. 
 
Die Lage des Änderungs-/Erweiterungsbereiches ist dem 
beigefügten Übersichtsplan zu entnehmen. 
 
Ferner wurde in der Sitzung beschlossen, das erforderliche 
Beteiligungsverfahren durchzuführen. 
 
Entsprechend diesem Beschluss wird hiermit gem. § 3 Abs. 
2 BauGB bekannt gemacht, dass der Vorentwurf zur 11. 
Änderung des Bebauungsplanes 01/12 einschließlich Be-
gründung in der Zeit vom 
 
6. April bis 6. Mai 2011 (einschl.) 
 
im Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht ausliegt. 
Während der Auslegungsfrist können Anregungen zu dem 
geänderten Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift vorge-
bracht werden. 
 
Blomberg, den 10. März 2011 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
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Stadt Detmold 
 
92 Auflassung von Grabstätten auf den Friedhö-

fen der Stadt Detmold 
 
1) Grabstätten mit abgelaufener Nutzungszeit: 
 
Alter Friedhof Blomberger Straße 
Abt. A, Nr. 175/176 Alma und Edwin Stölting 
Abt. E, Nr. 220/221 Karl und Johanne Forst 
Abt. E, Nr. 246/247 Elisabeth und Arthur Volk 
Abt. G, Nr. 28 Emma Hamann und Wilhelm Kohl 
Abt. G, Nr. 373/374 Margarete und Peter Pehle 
Abt. H, Nr. 97/99 Helene, Frieda und Leopold Kesting 
 
Schorenfriedhof 
Abt. H, Nr. 76/77 Helene und Louis Röding 
 
Friedhof Spork-Eichholz 
Abt. F, Nr. 56 Martha und Heinrich Lange 
 
Friedhof Bentrup 
Abt. D, Nr. 103 Lisette und Peter Melchior 
 
Waldfriedhof Kupferberg 
Abt. C, Nr. 167 A/B Auguste und Irma Trompeter 
Abt. D, Nr. 147 A/B Anna und Charlotte Wetter 
Abt. G, Nr. 144/145 Johanna und Gustav Kamm 
 
Friedhof Heidenoldendorf 
Abt. D, Nr. 203 Anna und Richard Schwede 
 
Friedhof Hiddesen 
Abt. A, Nr. 195/196 Stephan Thaler 
Abt. A, Nr. 242 Rudolf Neumann 
 
Sofern nicht ein dazu Berechtigter bis zum 30.04.2011 den 
Antrag auf Verlängerung der Nutzungszeit bei der  
Friedhofsverwaltung der Stadt Detmold, Georgstraße 10, 
32756 Detmold stellt, werden die Grabstätten von Amts 
wegen abgeräumt und eingeebnet.  
 
 
2) Ungepflegte Grabstätten: 
 
Alter Friedhof Blomberger Straße 
Abt. A, Nr. 242 Ursula Eppinger und Ullrich Gutzmann 
Abt. D, Nr. 69/70 Amalitta Pilgrim und Luise Wernicke 
Abt. D, Nr. 491 Ottilie und Walter Kramme 
Abt. G, Nr. 325/326 Franziska und August Holländer 
 
Friedhof Spork-Eichholz 
Abt. C, Feld 2, Nr. 20 Johann Cerny 
Abt. D, Nr. 35 A/B Ella und Richard Höhnel 
Abt. I, Nr. 37/38 Heinrich Macho 
 
Friedhof Klüt 
Abt. D, Nr. 10 Lucie Buchta und Friedrich Schikora 
 
Waldfriedhof Kupferberg 
Abt. F, Nr. 16/17 Margarete und Else Welzel 
Abt. F, Nr. 20/21 Ida und Friedrich Bobe 
Abt. F, Nr. 132/133 Anna und Heinrich Butzbach 
 
Friedhof Hiddesen 
Abt. C, Nr. 471 Elisabeth und Hans Neumann 
 

 
Sofern diese Grabstätten nicht bis zum 30.04.2011 in ord-
nungsgemäßen Zustand gebracht sind, werden die Nut-
zungsrechte entzogen und die Gräber zu Lasten der Pfle-
geverpflichteten eingeebnet. 
 
Die auf den Grabstätten befindlichen Grabsteine, Grab-
schmuck und sonstiges Grabzubehör müssen bis zum 
30.04.2011 abgeräumt sein, andernfalls gehen diese Ge-
genstände entschädigungslos in das Eigentum der Stadt 
Detmold über. 
 
Detmold, 16.03.2011 
 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
 
 
 
93 Überprüfung der Standsicherheit der Grabmale 

auf den kommunalen Friedhöfen der Stadt 
Detmold 

 
Die Nutzungsberechtigten der Grabstätten auf den kom-
munalen Friedhöfen der Stadt Detmold werden hiermit auf-
gefordert, die Standsicherheit der Grabmale auf den Grab-
stätten, deren Nutzungsrechte sie besitzen, unverzüglich 
zu überprüfen und erforderliche Sicherungs-arbeiten von 
einem für diese Arbeiten qualifizierten Fachbetrieb ausfüh-
ren zu lassen. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, 
dass die Nutzungsberechtigten für die Schäden haften, die 
durch Standunsicherheit ihrer Grabmale verursacht wer-
den. Standunsichere Grabmale, die bis zum 30. April 2011 
nicht wieder standfest aufgestellt worden sind, werden auf 
Kosten der Nutzungsberechtigten von einem von der Stadt 
Detmold beauftragten Fachbetrieb befestigt, bei Gefahr im 
Verzuge umgelegt. 
 
Detmold, 16. März 2011 
 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
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94 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung 2011 der Stadt Detmold vom 
17.03.2011 

 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666.), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 17.12.2009 (GV. NRW 2009, S. 950) hat 
der Rat der Stadt Detmold mit Beschluss vom 24.02.2011 
folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
Gesamtbetrag der Erträge auf 164.257.020 € 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 
   181.650.834 € 
 
im Finanzplan mit 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender  
Verwaltungstätigkeit auf 156.490.716 € 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender  
Verwaltungstätigkeit auf 172.099.998 € 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der Finanzierungstätigkeit auf 
                                                               28.991.058 € 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der Finanzierungstätigkeit auf 
                                                               35.764.698 € 
festgesetzt. 
 
§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für In-
vestitionen im Haushaltsjahr 2011 erforderlich ist, wird auf 
 

10.000.000 € 
festgesetzt. 
 
§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 
 

18.197.800 € 
festgesetzt. 
 
§ 4 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans im Haushaltsjahr 2011 wird auf 
 

17.393.814 € 
festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 5 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung im Haushaltsjahr 2011 in Anspruch genommen wer-
den dürfen, wird auf 
 

40.000.000 € 
festgesetzt.  
 
§ 6 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2011 wie folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer: 
 
1.1 für die land- und forst- 
 wirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf   
   192 v.H.  
 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) auf   
   440 v.H.  
 
2.  Gewerbesteuer: 
 auf  422 v.H.  
 
§ 7 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen sowie  
Verpflichtungsermächtigungen 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 GO NRW erheblich, wenn 
sie mindestens 25.000 € betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 15.000 € überschreiten, davon ausgenom-
men sind die internen Leistungsverrechnungen und bilan-
zielle Abschreibungen im Rahmen des Jahresabschlusses. 
 
Unerheblich sind ferner alle über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben, die im Zusammenhang mit dem Jahresab-
schluss, der Umsetzung des NKF sowie finanzneutrale 
Mittelumschichtungen zwischen den Organisationsberei-
chen, die bei Strukturänderungen der Verwaltung und im 
Bereich der Personalwirtschaft erforderlich werden. Uner-
heblich sind ebenso alle über- und außerplanmäßigen Auf-
wendungen und Auszahlungen, die aus finanzstatisti-
schen Gründen für die finanzneutrale Änderung von 
Sachkonten erforderlich werden. 
 
Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächti-
gungen gem. § 85 GO NRW, die auf gesetzlicher oder ver-
traglicher Grundlage beruhen, sind als erheblich anzuse-
hen, wenn sie im Einzelfall mehr als 150.000 € betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen gelten als erheblich, wenn sie im Einzelfall 
mehr als 50.000 € betragen. 
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen so-
wie Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorhe-
rigen Zustimmung des Rates. Im Übrigen sind die über- 
und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
sowie Verpflichtungsermächtigungen dem Rat zur Kenntnis 
zu bringen, sofern sie nicht geringfügig sind. Geringfügig in 
diesem Sinne sind Beträge bis zu 5.000 €. 
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§ 8 
Budgets und Deckungsfähigkeiten 
 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden gemäß § 21 Absatz 
1 GemHVO die Erträge und Aufwendungen innerhalb der 
einzelnen Organisationsbereiche mit Ausnahme 

- der Verfügungsmittel sowie 
- nicht zahlungswirksamer Aufwendungen (z. B. bi-

lanzielle Abschreibungen, interne Leistungsver-
rechnungen etc.) 

jeweils zu einem Budget verbunden, sofern nicht andere 
Deckungsvermerke gemäß § 21 Absatz 2 GemHVO (siehe 
auch „Verzeichnis der Produktsachkonten und Aufträge mit 
Deckungsvermerken“ [gelbe Seiten]) bestehen. Das Glei-
che gilt für Ein- und Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit. 
Die Erträge/Aufwendungen bzw. Einzahlun-
gen/Auszahlungen innerhalb der kostenrechnenden Ein-
richtungen werden zu jeweils gesonderten Budgets ver-
bunden. 
Innerhalb der Budgets sind die Summe der Erträge und die 
Summe der Aufwendungen für die Haushaltsführung ver-
bindlich. 
Für die Auszahlungsermächtigungen im investiven Teil des 
Finanzplanes gilt das „Verzeichnis der Produktsachkonten 
und Aufträge mit Deckungsvermerken“.  
Sämtliche Verpflichtungsermächtigungen innerhalb eines 
Produktbudgets werden gem. § 13 Absatz 2 GemHVO für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. Der im § 3 der Haus-
haltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflich-
tungsermächtigungen darf nicht überschritten werden. 
 
§ 9 
Ausweis von Investitionen in Teilfinanzplänen 
 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investiti-
onsmaßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Absatz 4 
GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtausgabebedarf 
von Einzelmaßnahmen, grundsätzlich auf 250.000 € fest-
gesetzt.  
 
§ 10 
Stellenplan 
 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw.- bzw. ku.-Vermerk: 
 
kw.-Vermerk: Die Stelle entfällt beim Ausscheiden des 

Stelleninhabers. 
 
ku.-Vermerk: Die Stelle ist nach Ausscheiden des Stel-

leninhabers umzuwandeln. 
     
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2011 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 
Abs. 5 GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit Schreiben 
vom 28.02.2011 angezeigt worden. Das Anzeigeverfahren 
wurde mit Verfügung des Kreises Lippe vom 17.03.2011 
abgeschlossen. 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt zur Einsicht-
nahme ab dem 25.03.2011 bei der Stadt Detmold, Pauli-
nenstr. 45, III. OG, Zimmer 3.05, 32756 Detmold öffentlich 
aus und wird dort bis zum Ende der Auslegung des Jah-
resabschlusses 2011 zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
 

 
Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige 

fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 17.03.2011 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
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95 Einladung zur 14. öffentlichen/nicht öffentli-

chen Sitzung des Rates am Donnerstag, 
31.03.2011, 17:00 Uhr, in der Aula des Stadt-
gymnasiums, Martin-Luther-Straße 4, 32756 
Detmold 

 
Tagesordnung 

 

A. ÖFFENTLICHE SITZUNG 
  
1 Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern; Vorschläge 

und Anfragen der Politik;  
Informationen der Verwaltung 

  
1.1 Schreiben von Ra Zurheide vom 03.03.2011;  

Antrag auf Behandlung und auf mündliche Begrün-
dungsmöglichkeit  
einer Anregung / Beschwerde im Fachausschuss 
(siehe Rat 30.09.2010, TOP B 1.1)  

  
1.2 Schreiben der SPD-Ratsfraktion vom 14.03.2011; 

Anmeldungen an den Gymnasien in Detmold zum 
Schuljahr 2011/2012 

  
1.3 Schreiben der Freie Wähler Detmold - Ratsfraktion 

vom 08.03.2011;  
Änderung der Fraktionsbezeichnung 

  
1.4 Schreiben von Ratsherrn Wenzel (DA) vom 

27.02.2011;  
Fragen zu Migration, Integration und Ausländerpolitik 

  
2 Genehmigung der Niederschrift über die 13. öffentli-

che Sitzung vom 24.02.2011 
- Niederschrift wurde bereits übersandt 

  
3 Satzungsangelegenheiten (ohne Baurecht) 
  
3.1 3. Änderung der Hundesteuersatzung der Stadt 

Detmold vom 30.10.2000 
Vorlage: Fb 3/025/2011 

  
4 Umbesetzung von Ausschüssen und anderen Gre-

mien 
  
5 Bebauungspläne und sonstiges Baurecht 
  
5.1 Flächennutzungsplanänderung Nr. 10 "Sondergebiet 

Kinder-/Jugendwohneinrichtung Bentweg" 
Ortsteil: Hiddesen; Änderungsbeschluss 
Vorlage: Fb 6/071/2011 

  
6 Unterstützung von individuellen Formen des Erin-

nerns und Gedenkens an die Opfer des Nationalso-
zialismus in der Stadt Detmold 
Vorlage: VV/082/2011 

  
7 Ratsresolution zur kommunalen Finanzausstattung; 

Antrag von Ratsherrn Kowelek (Die Linke) vom 
12.02.2011 

  
8 Bezuschussung der Arbeit der Villa am Hügel - 2. 

Änderungsvertrag 
Vorlage: Fb 2/050/2011 

  
 
 

 
9 Offene Ganztagsschule im Primarbereich 

Weerthschule - Erweiterung auf 7 Gruppen 
Vorlage: Fb 2/046/2011 

  
10 Offene Ganztagsschule im Primarbereich Regenbo-

genschule,  
Standort Diestelbruch - Erweiterung auf 2 Gruppen 
Vorlage: Fb 2/047/2011 

  
11 Genehmigung von 2 Auslandsdienstreisen des Bür-

germeisters  
1. Vom 06.-08.05.2011 nach Hasselt (Belgien); 

35-jähriges Jubiläum der Städtepartnerschaft 
mit Detmold 

2. Vom 22.-24.05.2011 nach Savonlinna (Finn-
land); Antrittsbesuch beim Bürgermeister, 
Herrn Janne Laine / Begründung einer Schul-
partnerschaft 

Vorlage: Fb 1/059/2011 
  
12 Verschiedenes 
  
B. NICHT ÖFFENTLICHE SITZUNG 
  
1 Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern; Vorschläge 

und Anfragen der Politik;  
Informationen der Verwaltung 

  
2 Genehmigung der Niederschrift über die 13. nicht 

öffentliche Sitzung vom 24.02.2011 
- Niederschrift wurde bereits übersandt 

  
3 Beteiligung der Stadtwerke Detmold GmbH an einer 

neu zu gründenden Gesellschaft 
Vorlage: VV/080/2011 

  
4 Beteiligung der Stadtwerke Detmold GmbH über die 

TOBI Gaskraftwerksbeteiligungs GmbH & Co. KG 
am Gemeinschaftskraftwerk Bremen Mittelsbüren 
mit einem Leistungsanteil von 5 MW (entsprechend 
ca. 8 % des TOBI Geschäftsanteils) 
Vorlage: VV/083/2011 

  
5 Verschiedenes 
 
 
Rainer Heller 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
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Gemeinde Extertal 
 
96 Ordnungsbehördliche Verordnung über das 

Offenhalten von Verkaufsstellen aus besonde-
rem Anlass vom 10.03.2011 

 
Aufgrund des § 6 Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
vom 16. November 2006 (GV. NRW. S. 516) und der §§ 25 
ff. des Ordnungsbehördengesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528/SGV NRW S. 2060), 
in der zurzeit geltenden Fassung, wird von der Gemeinde 
Extertal als örtliche Ordnungsbehörde gemäß dem Be-
schluss des Rates der Gemeinde Extertal vom 24.02.2011 
für das Gebiet der Gemeinde Extertal folgende ordnungs-
behördliche Verordnung erlassen: 
 
§ 1 
Verkaufsstellen im Ortsteil Bösingfeld der Gemeinde Exter-
tal dürfen an folgenden Sonn- und Feiertagen geöffnet 
sein: 
 
1. am ersten Sonntag im April von 12:00 Uhr bis 17:00 

Uhr 
2. am 03. Oktober anlässlich des Brunnenfestes von 

12:00 Uhr bis 17:00 Uhr; 
findet am Brunnenfest die Gewerbeschau statt, wird 
die Veranstaltung am 1. Sonntag im Oktober durchge-
führt 

3. am ersten Sonntag im November von 12:00 Uhr bis 
17:00 Uhr 

4. am vierten Sonntag im November von 12:00 bis 17:00 
Uhr. 

 
§ 2 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig im Rahmen des § 1 Verkaufsstellen außerhalb der 
dort zugelassenen Geschäftszeiten offen hält. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 
LÖG NRW mit einer Geldbuße bis zu fünf-hundert Eu-
ro geahndet werden. 

 
§ 3 
Die ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten 
von Verkaufsstellen in der Gemeinde Extertal vom 
08.03.2010 in der Fassung der ersten Änderungssatzung 
vom 07.10.2010 wird aufgehoben. 
 
§ 4 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und sei-
ner Städte und Gemeinden – in Kraft. 
 
Gemeinde Extertal 
als örtliche Ordnungsbehörde 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit verkündet. 
 
Extertal, den 10.03.2011 
 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Verordnung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde Extertal vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Extertal, den 10.03.2011 
 
 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
97 Öffentliche Auslegung des Entwurfes der 

Haushaltssatzung der Stadt Horn-Bad Mein-
berg für das Haushaltsjahr 2011 

 
Hiermit wird bekannt gegeben, dass der Entwurf der Haus-
haltssatzung der Stadt Horn-Bad Meinberg für das Haus-
haltsjahr 2011 samt Anlagen in der Zeit ab dem 25.03.2011 
für die Dauer des Beratungsverfahrens im Rathaus, Zim-
mer 12, während der allgemeinen Öffnungszeiten (montags 
dienstags, donnerstags und freitags 8.30 - 12.00 Uhr, mitt-
wochs 7.30- 12.30 Uhr, donnerstags 14.00 -17.30 Uhr) öf-
fentlich ausliegt. Das Beratungsverfahren endet voraus-
sichtlich am 19.05.2011 mit dem Beschluss der Haushalts-
satzung. 
 
Einwohner oder Abgabenpflichtige können innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung gegen den 
Entwurf Einwendungen erheben. Die Einwendungen sind 
bei mir, Fachbereich 1  (Zentrale Dienste, Rathaus, Zimmer 
12), zu erheben. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 04.03.2011 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg  
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
gez. Bein 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
98 32. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Stadt Horn-Bad Meinberg und Bebauungsplan 
He 1 „Solarkraftwerk Große Laue“ im Stt. 
Heesten; hier: Aufstellungsbeschluss und 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. 
§ 3 (1) BauGB 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung vom 15.09.2010 für das Gebiet in Heesten an der 
Straße „Große Laue“, das in den letzten Jahren für ein As-
phaltmischwerk genutzt wurde, die 32. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes und die Aufstellung des Bebauungs-
planes He 1 „Solarkraftwerk Große Laue“ beschlossen. Der 
Beschluss wird hiermit bekannt gemacht. 
Die Abgrenzung des Geltungsbereichs ist aus dem nach-
folgend mit abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich. Dieser 
Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gem. § 3 (1) BauGB ist die Öffentlichkeit über die allge-
meinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich un-
terscheidende Lösungsmöglichkeiten, die für die Neuges-
taltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht kom-
men und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung 
öffentlich zu unterrichten. Die öffentliche Unterrichtung über 
die Planung erfolgt in der Zeit bis zum 21.04.2010 während 
der allgemeinen Öffnungszeiten bzw. nach Vereinbarung 
(unter Tel. 05234-201-271) beim Fachbereich Stadtent-
wicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt Horn-Bad 
Meinberg, Marktplatz 2, Zimmer 24, wobei gleichzeitig Ge-
legenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben ist. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 16.03.2010 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
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Stadt Lage 
 
99 3. Änderung des Bebauungsplans B 20 der 

Stadt Lage; hier: Aufstellungsbeschluss 
 
Räumlicher Geltungsbereich: s. Planausschnitt 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in Ver-
bindung mit den §§ 7 und 41 Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen (GO NW) vom 14.07.1994 (GV. NW S. 666) hat 
der Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 24.02.2011 die 
Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplans B 20 der 
Stadt Lage, Ortsteil Lage beschlossen. Die Aufstellung des 
Bebauungsplans wird im beschleunigten Verfahren nach 
den Regelungen des § 13 a BauGB durchgeführt. Von der 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wird abgesehen. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des betroffenen Gebietes ist 
die Grenzeintragung im Flurkartenauszug verbindlich.  
 
Die Öffentlichkeit kann sich während der Dienststunden 
beim Fachteam Planen der Stadt Lage, Rathaus III, Lange 
Straße 67, 32791 Lage, 2. Obergeschoss, über die allge-
meinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswir-
kungen der Planung unterrichten und innerhalb von zwei 
Wochen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
Äußerungen zur Planung abgeben.  
 
Lage, 15.03.2011 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
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100 Teilaufhebung des Bebauungsplanes G 9 der 

Stadt Lage südlich der Schötmarschen Straße 
 
hier: Satzungsbeschluss vom 24.02.11 und Inkrafttreten 
 

Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 
 
Die Teilaufhebung des Bebauungsplanes G 9 der Stadt 
Lage südlich der Schötmarschen Straße ist vom Rat der 
Stadt Lage in seiner Sitzung am 24.02.2011 gemäß § 10 
Absatz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414) in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) in den jeweils 
gültigen Fassungen als Satzung beschlossen worden.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt nach § 
10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) die Teilaufhe-
bung des Bebauungsplans G 9 der Stadt Lage südlich der 
Schötmarschen Straße in Kraft. 
 
Lage und Umfang der Teilaufhebung des Bebauungsplans 
G 9 der Stadt Lage südlich der Schötmarschen Straße sind 
aus dem in dieser Bekanntmachung abgedruckten Plan-
ausschnitt ersichtlich. 
 
Der räumliche Geltungsbereich ist in dem Übersichtsplan 
im Maßstab 1:5000 mit einer schwarzen unterbrochenen 
Linie eingegrenzt. Für die genaue Umgrenzung ist die 
Grenzeintragung in der zur Teilaufhebung des Bebauungs-
planes G 9 der Stadt Lage südlich der Schötmarschen 
Straße gehörenden Planzeichnung verbindlich. 
 
Die Teilaufhebung des Bebauungsplans G 9 der Stadt süd-
lich der Schötmarschen Straße einschließlich Begründung 
und zusammenfassender Erklärung gemäß § 10 (4) 
BauGB wird vom Tage dieser Bekanntmachung an für dau-
ernd während der Dienststunden bei der Stadt Lage, Rat-
haus III, Lange Straße 67 (Fachteam Planen, Zimmer 204), 
32791 Lage, zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über 
den Inhalt der Teilaufhebung des Bebauungsplans G 9 der 
Stadt Lage südlich der Schötmarschen Straße wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
1.   Unbeachtlich werden gemäß § 215 des Baugesetzbu-

ches (BauGB)  
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und  

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lage 
geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Das gilt 
entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 
BauGB beachtlich sind. 

 
2.   Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-

wie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von einge-
tretenen Vermögensnachteilen sowie über die Fällig-
keit und das Erlöschen von Entschädigungsansprü-
chen wird hingewiesen. 

 
3.   Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Sat-
zung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) der Satzungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäß-
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Lage vorher gerügt und dabei die ver-
letzte  Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, den 14.03.2011 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
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101 Satzung der Stadt Lage über die Abgrenzung 

und Klarstellung des im Zusammenhang be-
bauten Ortsteil gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 1 BauGB 
im Bereich südlich der Schötmarschen Straße 
im OT Lage vom 15.03.2011 

 
hier: Satzungsbeschluss vom 24.02.2011 und Inkrafttreten 
 

Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 
 
Die Satzung der Stadt Lage über die Abgrenzung und Klar-
stellung des im Zusammenhang bebauten Ortsteils gemäß 
§ 34 Abs. 1 Nr. 1 BauGB im Bereich südlich der Schötmar-
schen Straße im OT Lage ist vom Rat der Stadt Lage in 
seiner Sitzung am 24.02.2011 gemäß § 10 Abs. 1 des 
Baugesetzbuches (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 
2414) in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) in den jeweils gültigen 
Fassungen als Satzung beschlossen worden.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt nach § 
10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) die Satzung der 
Stadt Lage über die Abgrenzung und Klarstellung des im 
Zusammenhang bebauten Ortsteils gemäß § 34 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB im Bereich südlich der Schötmarschen Straße im 
OT Lage in Kraft. 
 
Lage und Umfang der Satzung sind aus dem in dieser Be-
kanntmachung abgedruckten Planausschnitt ersichtlich.  
 
Der räumliche Geltungsbereich ist in dem Übersichtsplan 
im Maßstab 1:5000 mit einer schwarzen unterbrochenen 
Linie eingegrenzt. Für die genaue Umgrenzung ist die 
Grenzeintragung in der zur Satzung gehörenden Plan-
zeichnung verbindlich. 
 
Die Satzung wird vom Tage dieser Bekanntmachung an für 
dauernd während der Dienststunden bei der Stadt Lage, 
Rathaus III, Lange Straße 67 (Fachteam Planen, Zimmer 
204), 32791 Lage, zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. 
Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen Auskunft 
gegeben. 
 

Hinweise 
 
4.   Unbeachtlich werden gemäß § 215 des Baugesetzbu-

ches (BauGB)  
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und  

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lage 
geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Das gilt 
entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 
BauGB beachtlich sind. 

 
5.   Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-

wie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von einge-
tretenen Vermögensnachteilen sowie über die Fällig-
keit und das Erlöschen von Entschädigungsansprü-
chen wird hingewiesen. 

 
6.   Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Sat-
zung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) der Satzungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Lage vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, den 15.03.2011 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
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102 Einladung zur 13. Sitzung des Rates 
 
E I N L A D U N G  

Sitzungsnummer: RAT/013/9. LEGISL. 
Gremium: Rat der Stadt Lage 
Sitzungstag: 31.03.2011 
Sitzungsort: Aula des Schulzentrums  
 Werreanger  
Beginn der Sitzung: 18:30 Uhr 
 
1 ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
1.1 Formelle Feststellungen zur Sitzung gem. § 9 

Geschäftsordnung 
 
1.1.1 form- und fristgerechte Einladung 

  
1.1.2 Beschlussfähigkeit 

  
1.1.3 Tagesordnung 

  
1.2 Niederschrift vom 24.02.2011 
 
1.3 Geschäftliche Mitteilungen 
 
1.4 Vorlagen zur Beschlussfassung 
 
1.4.1 Schulentwicklungsplanung  
 a) Antrag der SPD-Fraktion vom 14. März 2011 
 b) Schulorganisatorische Entscheidungen im Be-

reich der Grundschulen Billinghausen, Hörste, 
Kachtenhausen und Müssen 
  

1.5 Anfragen 
 
1.6 Beantwortung von Anfragen 
 
2 NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
2.1 Formelle Feststellungen zur Sitzung gem. § 9 

Geschäftsordnung 
 
2.1.1 form- und fristgerechte Einladung 

  
2.1.2 Beschlussfähigkeit 

  
2.1.3 Tagesordnung 

  
2.2 Niederschrift vom 24.02.2011 
 
2.3 Geschäftliche Mitteilungen 
 
2.4 Vorlagen zur Beschlussfassung 
 
2.4.1 Anteilige Übernahme einer Ausfallbürgschaft für 

(ein) seitens der Stadtwerke Lage GmbH aufzu-
nehmende(s) Darlehen 
   

2.5 Anfragen 
 
2.6 Beantwortung von Anfragen 
 
 
gez. Liebrecht 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
 

 

Stadt Lügde 
 
103 Bekanntmachung der Eröffnungsbilanz der 

Stadt Lügde zum 01.01.2008 und Entlastung 
des Bürgermeisters 

 
Aufgrund des § 92 Abs. 1 in Verbindung mit § 96 Abs. 1 
der Gemeindeordnung für das Land NRW -GO NRW-, in 
der zurzeit geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Lügde 
am 31.01.2011 die vom Rechnungsprüfungsausschuss ge-
prüfte und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk versehene Eröffnungsbilanz zum 01.01.2008 durch 
Beschluss festgestellt und dem Bürgermeister uneinge-
schränkt Entlastung erteilt. 
 
Die Eröffnungsbilanz zum 01.01.2008 ist gemäß  
§ 92 Abs. 1 in Verbindung mit § 96 Abs. 2 GO NRW dem 
Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde mit Schreiben vom 02.03.2011 angezeigt 
worden. 
 
Die anliegende Eröffnungsbilanz der Stadt Lügde zum 
01.01.2008 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Eröffnungsbilanz mit ihren Anlagen wird zur Einsicht-
nahme ab dem 25.03.2011 während folgender Dienststun-
den: 
 
montags   07.30 Uhr – 12.45 Uhr und 
   14.00 Uhr – 18.00 Uhr, 
 
dienstags und mittwochs 07.30 Uhr – 12.45 Uhr  
 
donnerstags  07.30 Uhr – 12.45 Uhr und
   14.00 Uhr – 16.00 Uhr, 
 
freitags   07.30 Uhr – 12.00 Uhr 
 
im Rathaus Lügde, 1. Obergeschoss, Zimmer 16, Am 
Markt 1, 32676 Lügde, bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses verfügbar gehalten. 
 
Lügde, den 14.März 2011 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
Heinz Reker 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
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104 Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 

der Stadt Lügde für das Haushaltsjahr 2011 
 
Es wird hiermit bekannt gegeben, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Stadt Lügde für das Haushaltsjahr 
2011 mit Haushaltsplan und Anlagen gem. § 80 Abs. 3 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
zur Zeit geltenden Fassung in der Zeit vom 28. März. 2011 
während des Beratungsverfahrens im Rat bei der Stadt 
Lügde – Rathaus - , Zimmer 16, Am Markt 1, 32676 Lügde, 
während der nachfolgenden Dienststunden zur Einsicht-
nahme öffentlich ausliegt: 
 
montags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 18.00 Uhr 
 
dienstags bis donnerstags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
 
freitags 
7.30 Uhr – 12.00 Uhr. 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflich-
tige innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Beginn der 
Auslegung schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen 
erheben. 
 
Einwendungen werden im Rathaus – Zimmer 16 – entge-
gen genommen. Über die Einwendungen entscheidet der 
Rat der Stadt Lügde in öffentlicher Sitzung. 
 
Lügde, den 15. März 2011 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Reker 
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105 3. Satzung zur Änderung der Satzung des Ab-

fallwirtschaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 
 
„Die 3. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 21.02.2011 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Det-
mold veröffentlicht worden.  
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11  
Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsar-
beit hin.  
 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
Fachgebiet Ordnung 
Im Auftrag 
gez. Köhne 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2011 
 
 
 
 
 

 

Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
106 3. Satzung zur Änderung der Satzung des Ab-

fallwirtschaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 
 
Die 3. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 21.02.2011 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 
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Sparkasse Lemgo 
 
107 4. Sitzung des Sparkassenzweckverbandes 

des Kreises Lippe und der Städte Bad Salzuf-
len und Lemgo 

 
Die 4. Sitzung des Sparkassenzweckverbandes des Krei-
ses Lippe und der Städte Bad Salzuflen und Lemgo findet 
am 
 

Freitag, 1. April 2011, 16.00 Uhr, 
im Sitzungsraum 406-409 der Sparkasse Lemgo, 

Mittelstraße 73-79, Lemgo, 
 
statt. 
 
Tagesordnung: 
 
TOP 1: Bericht des Vorstandes zur Geschäftslage 
 
TOP 2: Beschluss über die Verwendung des Jahresüber-

schusses 2010 
 
TOP 3: Beschluss über die Entlastung der Organe der 

Sparkasse Lemgo für den Zeitraum vom 1. Januar 
2010 bis 31. Dezember 2010 

 
TOP 4: Wahl eines stellvertretenden Mitgliedes in den 

Verwaltungsrat der Sparkasse Lemgo 
 
TOP 5: Verschiedenes 
 
Lemgo, 10. März 2011 
 
 
Schnülle 
Vorsitzender der Zweckverbandsversammlung 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,51 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 16. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


